
AKTENSTÜCKE DER 26. LANDESSYNODE NR. 34 E 

G e m e i n s a m e r   B e r i c h t 

des Planungsausschusses und des Finanzausschusses 

betr. Ablauf und Ergebnis der Planungsprozesse in den Kirchenkreisen für den Planungs-

zeitraum 2023 bis 2028

Sulingen/Steyerberg, 25. Oktober 2024 

I.

Auftrag und Beratungsgang

Die 26. Landessynode hatte während ihrer VIII. Tagung in der 35. Sitzung am 11. Mai 

2023 im Zusammenhang mit der Verhandlung über den Bericht des Landeskirchenamtes 

betr. Ablauf und Ergebnis der Planungsprozesse in den Kirchenkreisen für den Planungs-

zeitraum 2023 bis 2028 (Aktenstück Nr. 34 D) auf Antrag des Synodalen Rossi folgenden 

Beschluss gefasst:  

"Das Aktenstück Nr. 34 D wird dem Planungsausschuss (federführend), dem Aus-

schuss für Kirchenmusik und Kultur, dem Ausschuss für kirchliche Mitarbeit, dem 

Ausschuss für Mission und Ökumene, dem Ausschuss für Theologie und Kirche, 

dem Bildungsausschuss, dem Diakonieausschuss, dem Finanzausschuss, dem  

Jugendausschuss, dem Öffentlichkeitsausschuss, dem Umwelt- und Bauausschuss 

und dem Querschnittsausschuss 'Finanzplanung' zur Beratung überwiesen. 

Die Rückmeldungen der mitberatenden Ausschüsse an den Planungsausschuss 

sollen bis zum 31. Januar 2024 erfolgen." 

(Beschlusssammlung der VIII. Tagung Nr. 3.9) 

Finanzausschuss und Planungsausschuss haben – in bewährter Praxis – zur Vorbereitung 

ihrer Beratungen einen gemeinsamen Unterausschuss "Finanzausgleichsgesetz - FAG" ein-

gesetzt. Diesem Unterausschuss FAG gehörten an: 

- Seitens des Planungsausschusses 

o Frau Furche 

o Herr Dr. Hasselhorn 

o Herr Dr. Zimmermann 

- Seitens des Finanzausschusses 

o Frau Brümmer 
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o Herr Creydt 

o Herr Thiele 

Für das Landeskirchenamt haben Herr Dr. Mainusch und Frau Willudda den Unterausschuss 

begleitet. 

Der Unterausschuss FAG hat in zwei Sitzungen am 15. April 2024 und am 22. Mai 2024 die 

Thematik beraten und die Ergebnisse dieser Beratung in die beiden beteiligten Ausschüsse 

gegeben. 

Der Planungsausschuss hat in seinen Sitzungen am 9. September 2024 und am 4. Oktober 

2024 und der Finanzausschuss in seiner Sitzung am 15. Oktober 2024 über den Entwurf 

des Aktenstückes Nr. 34 E beraten. 

Das Aktenstück Nr. 34 D ergänzt in gewisser Weise den Bericht des Landeskirchenamtes 

über den "Stand des kirchlichen Lebens" und der kirchlichen Arbeit", den es tradi-

tionell zu Beginn jeder Legislaturperiode mit Aktenstück Nr. 4 erstattet aus der Perspektive 

der Planungsbereiche, also der mittleren Ebene1. Insofern enthält es viele Impulse für die  

Arbeit der Landessynode und ihrer Fachausschüsse. 

Die Landessynode hat dem insoweit Rechnung getragen, indem sie das Aktenstück Nr. 34 D 

nicht nur dem Finanzausschuss und dem Planungsausschuss, sondern weiteren zehn Fach-

ausschüssen zugewiesen hat. Die Diskussion in diesen Ausschüssen und die Folgerungen, 

die dort gezogen wurden, kann dieser Bericht nicht zusammenfassen. Im Folgenden kon-

zentrieren sich die Ausschüsse deshalb auf die vorgeschlagenen Änderungen im System 

des Finanzausgleichs im engeren Sinne. Rückmeldungen der mitberatenden Ausschüsse 

dazu sind nicht eingegangen. 

II. 

Verfassungsrechtliche Grundsätze für den Finanzausgleich

Leitgedanke des Verhältnisses zwischen den kirchlichen Körperschaften ist der Gedanke 

der Zeugnis- und Dienstgemeinschaft. Innerhalb dieser Zeugnis- und Dienstgemeinschaft 

erfüllen Landeskirche und Kirchenkreise unterschiedliche, nach dem Subsidiaritätsprinzip 

(Artikel 31 Absatz 2 und Artikel 43 Absatz 3 der Kirchenverfassung - KVerf) zugewiesene 

Aufgaben. Dazu gehört nach Artikel 15 und 16 KVerf, dass sie beraten, unterstützen, 

1 Ebd. S. 54 
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visitieren, Aufsicht führen und sich an wichtigen Fragen beteiligen. Nach dem Subsidiari-

tätsprinzip nimmt der Kirchenkreis diejenigen Aufgaben wahr, die wegen ihres Umfangs 

oder ihrer Wirkung von den einzelnen Kirchengemeinden nicht hinreichend erfüllt und des-

halb besser in der Gemeinschaft des Kirchenkreises wahrgenommen werden können (Arti-

kel 31 Absatz 2 KVerf). Entsprechendes gilt für die Landeskirche gegenüber den Kirchen-

kreisen (Artikel 43 Absatz 3 KVerf). 

Für den innerkirchlichen Finanzausgleich bedeutet Subsidiarität konkret, dass die Kirchen-

kreise – anders als nach dem bis zum Jahr 2008 geltenden Recht – eine umfassende und 

eigenständige Finanzplanung vornehmen, die neben der Stellenplanung auch Finanzen und 

Gebäude umfasst. Dazu stehen den Kirchenkreisen der Stellenrahmenplan (§ 22 FAG), die 

Finanzsatzung (§ 21 FAG) und die Gebäudebedarfsplanung (§ 21a FAG) zur Verfügung. Die 

grundsätzlichen Überlegungen der Kirchenkreise werden jeweils in den Konzepten zu den 

Handlungsfeldern beschrieben. 

In Artikel 14 Absatz 3 KVerf wird das Subsidiaritätsprinzip mit dem Grundsatz der inner-

kirchlichen Solidarität verbunden. Die Grundsätze dieser Solidarität sind in Artikel 83  

Absatz 2 KVerf beschrieben. Dazu gehört, dass der Finanzausgleich von der Leistungs- 

fähigkeit der Zuweisungsgeber Landeskirche und Kirchenkreis abhängt. Gleichzeitig muss 

der innerkirchliche Finanzausgleich aber ein Mindestmaß von Binnengerechtigkeit aufwei-

sen und zu einer solidarischen, proportionalen, d.h. an plausiblen Kriterien orientierten und 

dem gemein-samen Auftrag entsprechenden Mittelverteilung führen. 

III. 

Fortentwickung des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) 

Der Bericht des Landeskirchenamtes betr. Ablauf und Ergebnis der Planungsprozesse in 

den Kirchenkreisen für den Planungszeitraum 2023 bis 2028 (Aktenstück Nr. 34 D) knüpft 

an die vorangegangenen Evaluationsberichte des Landeskirchenamtes über den Ablauf der 

Planungsprozesse aus den Jahren 2009 (Aktenstück Nr. 52 der 24. Landessynode), 2012 

(Aktenstück Nr. 52 J der 24. Landessynode) und 2017 (Aktenstück Nr. 23 B der 25. Lan-

dessynode) an. 

Entsprechend steht der gemeinsame Bericht von Planungsausschuss und Finanzausschuss 

in einer Reihe mit den vorangegangenen Stellungnahmen der beiden Ausschüsse zu  

folgenden Evaluationsberichten: 



AKTENSTÜCK NR. 34 E SEITE  4 

- Gemeinsamer Bericht des Ausschusses für Schwerpunkte und Planung kirchlicher Arbeit 

und des Finanzausschusses betr. Evaluation der Neuordnung des Finanzausgleichs  

(Aktenstück Nr. 52 A der 24. Landessynode vom Mai 2010) 

- Bericht des Ausschusses für Schwerpunkte und Planung kirchlicher Arbeit betr. Evalua-

tion des Finanzausgleichs (Aktenstück Nr. 52 K der 24. Landessynode vom Mai 2013) 

- Gemeinsamer Bericht des Schwerpunkteausschusses und des Finanzausschusses betr. 

Auswertung und Fortentwicklung der finanziellen Förderung von Kirchenkreisen aus dem 

Strukturanpassungsfonds (Aktenstück Nr. 31 A der 25. Landessynode vom November 

2015) 

- Gemeinsamer Bericht des Schwerpunkteausschusses und des Finanzausschusses betr. 

Weiterentwicklung des Finanzausgleichsrechts und Rahmenbedingungen einer zukünf-

tigen Form landeskirchlicher Solidarität für Planungsbereiche mit besonderen struktu-

rellen Schwierigkeiten (Aktenstück Nr. 23 C der 25. Landessynode vom Mai 2018) 

Im Aktenstück Nr. 52 A haben die beiden Ausschüsse im Jahr 2010 die Überlassung der 

Dienstwohnungsvergütung (§ 17 FAG) abgelehnt, weil sie darin Probleme gerade für die 

strukturschwachen Kirchenkreise befürchteten (S. 6f). Außerdem haben sie sich mit  

weiterführenden Fragen befasst, so der Besetzung von Pfarrstellen in strukturschwachen 

Gebieten, der Notwendigkeit von Energieeinsparungen, der Neujustierung des Verhältnis-

ses zwischen Kirchengemeinden und Kirchenkreis und der Notwendigkeit eines einheit- 

lichen Steuerungsinstrumentariums für die Landeskirche, wenn die bisherige Feinsteue-

rung durch das Landeskirchenamt wegfällt (S. 15f). 

Im Aktenstück Nr. 52 K hat der Ausschuss für Schwerpunkte und Planung kirchlicher Arbeit 

2013 die damals geltende Einbehaltung der Verrechnungsbeträge für die Pfarrstellen 

unabhängig von deren Besetzung kritisiert:  

"Mit einem zunehmenden Mangel an Pastoren und Pastorinnen kommt dieses System  

allerdings an seine Grenzen. Künftig wird es wichtiger werden, dass den Kirchenkreisen 

genügend Mittel für notwendig werdende Aushilfslösungen bei langdauernden Vakanzen 

zur Verfügung stehen. In den nächsten Jahren wird daher zu einem derzeit noch nicht 

bestimmbaren Zeitpunkt eine Rechtsänderung notwendig werden, die nach einer noch  

näher zu bestimmenden Zeit der Vakanz auf eine Verrechnung der Stelle mit der Gesamt-

zuweisung verzichtet." (S. 6f) 

Im Aktenstück Nr. 31 A haben die Ausschüsse sich im Jahr 2015 von der Vorstellung  

verabschiedet, dass Kirchenkreise mit besonderen Schwierigkeiten nur eine befristete 

Übergangshilfe erhalten müssten, bis sie einen "Normalzustand" erreicht hätten, der dann 
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weitere besondere Hilfen unnötig machen würde, und grundsätzliche Aussagen über die 

Notwendigkeit eines zusätzlichen Ausgleichsystems gemacht: 

"Die Ausschüsse bekräftigen ihre Aussage …, dass neben dem allgemeinen Solidarsystem 

des Finanzausgleichsgesetzes künftig eine besondere Form der landeskirchlichen Solidari-

tät nötig sein wird, um die Kirchenkreise zu unterstützen, die bei keinem denkbaren 

Zuweisungssystem ausreichend Mittel für ihre Aufgaben erhalten." (S. 2) 

Gleichzeitig haben sie sich dafür ausgesprochen, die Zahl der Empfänger dieser zusätz-

lichen Mittel zu begrenzen:  

"Um deutlich zu machen, dass im übernächsten Planungszeitraum eine Konzentration 

der Solidarmittel notwendig sein wird, sprechen sich die Ausschüsse dafür aus, bereits 

jetzt eine Kappungsgrenze einzuführen." (S. 2) 

Diese Auffassung haben die Ausschüsse im Aktenstück Nr. 23 C der 25. Landessynode im 

Jahr 2018 bekräftigt:  

"Der Zweck des Finanzausgleichs, für eine an den Aufgaben der Kirche orientierte Mittel-

verteilung zu sorgen, die die unterschiedlichen Rahmenbedingungen für die Arbeit der  

Kirchenkreise angemessen berücksichtigt, wird zwar grundsätzlich durch das Finanzaus-

gleichsgesetz und die darin geregelten Faktoren für die Verteilung des Kirchensteuerauf-

kommens erfüllt. Die Beratungen der Ausschüsse haben aber den in den bisherigen  

Beschlüssen der Landessynode festgehaltenen Eindruck bestätigt, dass es auch langfristig 

mit keinem denkbaren System des allgemeinen Finanzausgleichs möglich sein wird, 

die Rahmenbedingungen für die Arbeit aller Kirchenkreise angemessen zu berücksichtigen. 

Es gibt strukturelle Besonderheiten, die sich nicht ändern lassen. Ihre Bedeutung für die 

betroffenen Kirchenkreise wird durch die zunehmenden Diskrepanzen in der demogra- 

fischen Entwicklung der einzelnen Regionen des Landes Niedersachsen eher zu- als abneh-

men. Solche, aber auch nur solche strukturell besonders benachteiligten Kirchenkreise sind 

auf eine zusätzliche landeskirchliche Unterstützung angewiesen, damit sie auf Dauer 

wenigstens einen Mindestbestand an kirchlichen Aufgaben erfüllen können." (S. 3f) 

Gleichzeitig haben sie Kriterien für die Verteilungsfaktoren aufgestellt: 

"Für die Auswahl und Veränderung von Verteilungsfaktoren waren in den Beratungen über 

das Finanzausgleichsgesetz vor allem folgende Gesichtspunkte maßgebend: 

 Verteilungsfaktoren müssen an vorgegebene Möglichkeiten und Schwierigkeiten  

anknüpfen, nicht an aktuelle Aktivitäten der Zuweisungsempfänger. 

 Sie dürfen nicht an Umstände anknüpfen, die selbst Gegenstand der Planung sind. 
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 Sie müssen einfach und transparent gestaltet sein, damit sie Akzeptanz finden und von 

kirchlichen Gremien einfach handhabbar sind. 

 Sie müssen einfach ermittelbar sein, um unnötigen Verwaltungsaufwand zu vermeiden. 

 Sie dürfen nicht die Erhaltung des Status quo begünstigen, sondern sollen Anstöße für 

die Entwicklung inhaltlicher Konzepte geben. 

 Sie müssen für die Darstellung von Unterschieden zwischen den Kirchenkreisen geeignet 

sein. 

 Veränderungen bei den Verteilungsfaktoren müssen in ihren Auswirkungen für alle  

Betroffenen vertretbar sein." (S. 7f) 

Die Ausschüsse haben sich im Jahr 2018 auch kritisch mit bestimmen Grundannahmen des 

"Perspektivausschusses" aus den Jahren 2004 und 2005 auseinandergesetzt, der ein 

starkes Gewicht auf Fusionen auf allen Ebenen als Instrument zur Konsolidierung der 

landeskirchlichen Finanzen gelegt hatte (Aktenstückreihe Nr. 98 der 23. Landessynode). 

Die zwischenzeitliche Diskussion über den Bericht des Ausschusses für Schwerpunkte und 

Planung kirchlicher Arbeit über die Loccumer Tagung "Strukturen zukunftsfähig machen – 

aber bitte theologisch bedacht" aus dem Jahr 2013 (Aktenstück Nr. 82 B der 24. Landes-

synode) und über das Kirchengesetz über die regionale Zusammenarbeit von Kirchenge-

meinden (Regionalgesetz - Aktenstückreihe Nr. 30 der 25. Landessynode) hatten diese 

Ansicht deutlich verändert, indem sie zwar an der Notwendigkeit einer regionalen Zusam-

menarbeit festhielt, die Entscheidung über die Form der regionalen Zusammen- 

arbeit aber in die Hände der Betroffenen legte. Zu dieser Entwicklung passte die  

Ausgestaltung des Kirchengemeinde-Faktors nicht mehr, der als Druck in Richtung Fusion 

gedacht war: 

"Aus diesen Gründen schlagen die Ausschüsse vor, den Kirchengemeinde-Faktor in seiner 

Bezeichnung und in seiner Ausgestaltung stärker von seiner ursprünglichen Begründung 

zu lösen und ihn künftig als das zu bezeichnen, was er der Sache nach schon heute ist, 

nämlich als Strukturfaktor. Als Maßzahl für die Verteilung der Mittel im Rahmen des Struk-

turfaktors sollte künftig auf Dauer die Zahl der Kirchen- und Kapellengemeinden herange-

zogen werden, die am Stichtag für die Festsetzung der Ausgangsdaten zum laufenden  

Planungszeitraum, also am 30. Juni 2015, bei der Mittelverteilung im Rahmen des Kirchen-

gemeinde-Faktors berücksichtigt wurden. Einer künftigen Benachteiligung von Kirchenkrei-

sen, in denen wegen einer besonders negativen demografischen Entwicklung eine wach-

sende Zahl von Kirchen- und Kapellengemeinden bei der Mittelverteilung nicht berücksich-

tigt wird, kann dadurch vorgebeugt werden." (Aktenstück Nr. 23 C der 25. Landessynode, 

S. 11)
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Geprüft und verworfen wurde die Option, als Indikator im Rahmen des Strukturfaktors 

künftig die Einwohnerdichte heranzuziehen (Aktenstück Nr. 23 C der 25. Landessynode, 

S. 12f).

Die drei Kirchenkreise ohne eigenes Mittelzentrum (Rhauderfehn, Stolzenau-Loccum 

sowie Wesermünde) sollten im Rahmen des Strukturausgleichsfonds Mittel erhalten  

(Aktenstück Nr. 23 C der 25. Landessynode, S. 13).  

IV. 

Diskussion einzelner Vorschläge aus dem Aktenstück Nr. 34 D 

1. Instrumente zur Überprüfung des Leitungshandelns 

Die Ausschüsse stimmen der Auffassung des Landeskirchenamtes zu, dass in vielen 

Kirchenkreisen die Einsicht darin fehlt, dass eine kontinuierliche Überprüfung der Aus-

wirkungen des Leitungshandelns erforderlich ist. Dies erschwert eine Kontinuität der 

Planungsprozesse. Andererseits lassen sich Einsichten nicht einfach verordnen. 

Bereits jetzt werden Veranstaltungen für die Planungsverantwortlichen der Kirchen-

kreise durchgeführt. Denkbar wäre, künftig drei Bausteine zur Unterstützung der  

Kirchenkreise anzubieten: 

- einführende Veranstaltungen zum Planungshandeln im Kirchenkreis zu Beginn der 

Legislaturperiode für die Mitglieder der Stellenplanausschüsse 

- weiterführende Veranstaltungen vor Beginn der konkreten Planung für die an der 

Formulierung der Handlungsfelder Beteiligten 

- Veranstaltungen zur Vorbereitung des Übergabeberichtes rechtzeitig vor dem Ende 

der Legislaturperiode 

Eine wichtige Rolle spielen in diesen Prozessen die Gruppen zur kollegialen Beratung 

von Leitungsorganen, d.h. die Sprechergruppe der Superintendent*innen, die Spre-

chergruppe der Kirchenkreissynodenvorsitzenden und der Fachausschuss der Kirchen-

ämter.  

Wünschenswert wäre auch eine Schulung oder kollegiale Beratung für Mitglieder von  

Leitungsorganen zu den methodischen Werkzeugen von Planungsprozessen. 
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2. Instrumente zur Umsetzung von Gebäudemanagement und Klimaschutz 

Die Ausschüsse schließen sich der Auffassung des Landeskirchenamtes an, dass zwi-

schen den Handlungsmöglichkeiten zur Umsetzung der Stellenplanung (§ 24 FAG) und 

den Instrumenten zur Umsetzung von Planungen im Bereich des Handlungsfeldes  

"Gebäudemanagement und Klimaschutz" eine erhebliche Diskrepanz besteht. Deshalb 

ist die Entwicklung tatsächlich brauchbarer und wirksamer Instrumente zu deren 

Umsetzung erforderlich. Dazu werden folgenden konkreten Maßnahmen vorgeschla-

gen: 

- Die Ziele der Finanzplanung (§ 20 Absatz 1 FAG) sollten durch die Vorgabe  

ergänzt werden, dass Belange der Nachhaltigkeit angemessen zu berücksich- 

tigen sind. 

- Die Gebäudebedarfsplanung gehört nach § 21a FAG zu den Steuerungsinstrumenten 

für das Gebäudemanagement des Kirchenkreises. § 21a FAG sollte dahingehend 

fortentwickelt werden, dass die Kirchenkreise zur Erstellung eines konkreten Ge-

bäudebedarfsplans verpflichtet werden, dessen Festsetzungen vom Kirchenkreis-

vorstand ähnlich wie nach § 24 FAG bei der Stellenplanung mit Verbindlichkeit 

für die Kirchengemeinden umgesetzt werden können. 

- § 13 Absatz 2 FAG sollte so verändert werden, dass die Finanzsatzung des Kir-

chenkreises ähnlich wie bei Stellen für Mitarbeitende die Grundzuweisung auf Ge-

bäude beschränken kann, die im Gebäudebedarfsplan des Kirchenkreises

ausgewiesen sind, oder unterschiedliche Kubatursätze festzusetzen in Abhän-

gigkeit von der Einstufung der Gebäude.  

- Die Finanzsatzung der Kirchenkreise (§ 14 FAG) sollte eine Verknüpfung zwischen 

der Gewährung von Bauergänzungszuweisungen und konkreten Maßnahmen 

des Klimaschutzes ermöglichen, wie sie die Konzepte etlicher Kirchenkreise vor-

sehen. Dadurch könnte die Bedeutung des Klimaschutzes für die Abwägungspro-

zesse im Kirchenkreis gestärkt werden. 

- Das Landeskirchenamt wird gebeten, in seine Muster-Finanzsatzung Vorschläge für 

solche Regelungen aufnehmen. Im Hinblick auf die kommenden umsatzsteuerlichen 

Änderungen sollte auch weiterhin ein solches Muster fortgeschrieben werden. 

Im Aufgabenverzeichnis für die Kirchenämter ist der Aufwand für Gebäudemanage-

ment und Klimaschutz zu berücksichtigen. 

Das Landeskirchenamt wird gebeten zu prüfen, ob die Berechnungsvorschriften für die 

Größe von Gemeindehäusern angepasst werden sollte. 
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3. Förderung von Innovationen 

Es wird übereinstimmend festgestellt, dass Innovationen nicht angeordnet werden kön-

nen. Es sei aber Aufgabe der landeskirchlichen Ebene, Impulse zu setzen und einen 

kulturellen Wandel herbeizuführen. Dazu müssen auch Mittel auf landeskirchlicher 

Ebene bereitgestellt werden. 

Der Finanzausschuss wird im Rahmen der Beratungen zum Doppelhaushalt für die 

Jahre 2025 und 2026 prüfen, ob im Bereich "Fundraising" konkrete Vorschläge zu In-

novationen umgesetzt werden können. Es sollte auch geprüft werden, ob Fundraising 

im Aufgabenverzeichnis der Kirchenämter berücksichtigt werden und als Pflichtaufgabe 

definiert werden sollte. 

Als besonders wirkungsvoll für die Weiterentwicklung regionaler Strukturen hat sich 

das Programm "Attraktives Gemeindebüro" erwiesen, das deshalb fortgesetzt werden 

sollte. 

Weitere Förderungen von Innovationen, auch im Rahmen des Zukunftsprozesses, sind 

möglich. 

4. Übertragung der Konkretisierung von Stellenrahmenplänen auf den Kirchenkreisvor-

stand 

Bei der Regelung zu diesem Sachverhalt ist zu beachten, dass die Entscheidungskultur 

in den Kirchenkreisen sehr unterschiedlich ist. Die Stellenplanung ist zunächst Aufga-

ben der Kirchenkreissynode. Sie kann Teile dieser Aufgabe auf den Kirchenkreis  

übertragen. 

Im nächsten Planungszeitraum ist aufgrund der Altersstruktur der kirchlichen Mitarbei-

tenden mit einer Vielzahl von Ruheständen zu rechnen. Einsparungen können zwar 

geplant werden, die konkrete Umsetzung ist aber häufig an den konkreten Zeitpunkt 

der Zuruhesetzung gebunden. Der Rückgang des verfügbaren Personals erfordert  

zudem auch Möglichkeiten, im Hinblick auf Multiprofessionalität je nach Bewerberlage 

zwischen den Berufsgruppen zu wechseln. Stellenrahmenpläne könnten auch die  

Möglichkeit von Budgetierungen von Regionen oder einer späteren Konkretisierung  

ermöglichen. 

Es gibt Kirchenkreise, in denen bei allen Entscheidungen des Kirchenkreisvorstandes 

zunächst die Stellungnahme der an der Planung beteiligten Ausschüsse eingeholt wird. 

Das ist aber nicht überall der Fall. Die Bereitschaft, Entscheidungen über Verände-
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rungen im Stellenplan an den Kirchenkreisvorstand zu übertragen, sei deshalb sehr 

unterschiedlich ausgeprägt. Ein gewisses Maß an Flexibilität ist hier sicher wünschens-

wert, es setzt aber auch ein gewachsenes Vertrauen in die Leitungsorgane voraus. 

Genauere Regelungen zur Übertragung von Befugnissen im Rahmen der Stel-

lungeplanung, z.B. zum Umfang der Änderungen, können in der Hauptsatzung der 

Kirchenkreise geregelt werden. Die Ausschüsse sehen hier keinen generellen Ände-

rungsbedarf. 

5. Zuschnitt von Kirchenkreisen

Der Perspektivausschusses der 23. Landessynode (Aktenstück Nr. 98 vom Mai 2005) 

hat das Ziel formuliert, unter den Kirchenkreisen vergleichbare Größenordnungen und 

Ausstattungen herzustellen. Dabei wurde als Mindestgröße für Kirchenkreise im Jahr 

2020 eine Zahl von 45 000 Kirchenmitgliedern festgelegt. 

Eine solche einheitliche Maßzahl erscheint heute angesichts der tendenziell eher zu-

nehmenden Unterschiede in der demografischen und wirtschaftlichen Entwicklung der 

einzelnen Teile des Landes Niedersachsen zunehmend problematisch. 

Die Ausschüsse schließen sich der Ansicht des Landeskirchenamtes an, dass statt einer 

festen Zahl inhaltliche Kriterien für das Weiterbestehen eines Kirchenkreises maß- 

gebend sein sollten, nämlich inwieweit er in der Lage ist, die in Artikel 31 KKVerf  

beschriebenen Funktionen zu erfüllen: 

"Gemessen an diesem Maßstab, ist ein Kirchenkreis so lange groß genug, wie er ins-

besondere 

- in den als Grundstandards definierten Handlungsfeldern die ihm nach dem Subsidi-

aritätsprinzip selbst zukommenden Aufgaben wahrnehmen kann,

- tatsächlich in der Lage ist, Erfahrungen von größerer Gemeinschaft und Vielfalt zu 

ermöglichen (Artikel 31 Absatz 1 Satz 3 KVerf, § 1 Absatz 2 KKO),

- die ihm zugewiesenen Ausgleichs- und Leitungsfunktionen wahrnehmen kann (Arti-

kel 31 Absatz 3 und 4 KVerf),

- einen plausiblen Bezugsrahmen für die Wahrnehmung öffentlicher Verantwortung 

im Sozialraum darstellt (§ 1 Absatz 1 Satz 3 KKO),

- und in der Lage ist, Innovationen zu fördern (s. V 4) und kirchliche Entwicklungs-

prozesse anzustoßen (§ 2 Absatz 1 Satz 2 KKO). 

Die bisherige Zuständigkeitsverteilung, nach der die Letztverantwortung für die Errich-

tung, Aufhebung, Zusammenlegung und Veränderung von Kirchenkreisen beim  

Landeskirchenamt liegt (Artikel 32 KVerf), die konkreten Prozesse der Zusammen-
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legung aber Schritt für Schritt mit allen Beteiligten gestaltet werden, hat sich bewährt. 

Nur so kann es gelingen, eine Zusammenlegung als Entwicklungsprozess zu gestalten, 

der zusätzliche Energien für Entwicklungsprozesse innerhalb der neuen Kirchenkreise 

freisetzen kann.  

Unberührt davon bleibt das Widerspruchsrecht gegen Bescheide, die den Bestand eines 

Kirchenkreises verändern. Ein solcher Widerspruch kann nur mit Zustimmung des Lan-

dessynodalausschusses abgelehnt werden (Artikel 32 KVerf; vgl. dazu Kommentar zu 

Artikel 21 auf Kirchenverfassung2020.de). 

6. Integration des Strukturausgleichsfonds in das Finanzausgleichsgesetz 

Der Strukturausgleichsfonds für Kirchenkreise mit besonderen strukturbedingten 

Schwierigkeiten sollte in das Finanzausgleichsgesetz integriert werden, um diesen 

Kirchenkreisen langfristig mehr Planungssicherheit zu gewähren. Konkret bezieht sich 

dieser Vorschlag auf folgende Säulen des bisherigen Strukturausgleichsfonds: 

- den Strukturausgleich für Kirchenkreise mit einer längerfristig besonders negativen 

demografischen Entwicklung oder einer besonders ungünstigen Siedlungsstruktur, 

- die Insel-Regelung für die drei ostfriesischen Kirchenkreise mit einer oder mehreren 

Inseln, in deren Rahmen ein Festbetrag für jede Insel vorgesehen ist,  

- die Regelung für Kirchenkreise ohne eigenes Mittelzentrum, die einen Betrag in Höhe 

des Betrages für den Kirchenkreis mit dem kleinsten Mittelzentrum erhalten. 

Mittel zur Förderung struktureller Innovationen werden bereits jetzt in anderen Haus-

haltsstellen eingestellt, z.B. in der "Initiative: Missionarische Aufbrüche - I:MA" oder 

im Förderprogramm "Attraktives Gemeindebüro". 

7. Orientierung des Finanzausgleichs an der Zahl der Einwohner*innen im Kirchenkreis 

Das Landeskirchenamt schlägt vor, im Rahmen des Finanzausgleichs das Gewicht des 

Faktors "Kirchenmitglieder" zugunsten eines neuen Faktors "nicht-katholische Ein-

wohner" zu verringern. Bereits jetzt wird die Einwohnerzahl in Ober- und Mittelzen-

tren im Rahmen des "Regional-Faktors" berücksichtigt. Die von den Ausschüssen  

erbetene Modellrechnung konnte vom Landeskirchenamt nicht erstellt werden, weil aus 

EGIS keine aktuellen Einwohnerzahlen generiert werden können und bislang auch 

keine Daten zu römisch-katholischen Einwohnern zur Verfügung stehen. 

Auch ohne Modellrechnung ist absehbar, dass der Vorschlag im Ergebnis auf eine 

massive Umlenkung der Finanzströme von Gebieten mit einem relativ hohen Anteil 

an Kirchenmitgliedern in Gebiete mit einem niedrigen Anteil von Kirchenmitglie-

dern an der Gesamtbevölkerung hinauslaufen würde. 
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Das im Aktenstück Nr. 34 D aufgestellte Postulat, ein Rückgang des Anteils der Kir-

chenglieder an der Gesamtbevölkerung müsse sich in einem Rückgang der Gewichtung 

des Kirchenglieder-Faktors widerspiegeln, kann von den Ausschüssen nicht geteilt  

werden. Unterbewusst klingen hier Vorstellung einer Volkskirche weiter, die auf einen 

regionalen Rückgang an Mitgliedern mit zunehmender Professionalisierung in diesen 

Regionen antwortet, um eine flächendeckende "Versorgung" der verschiedenen Sozial-

räume sicherzustellen. Eine solche flächendeckende Versorgung würde die Finanzkraft 

einer Minderheitenkirche, auf die die hannoversche Landeskirche mit großen Schritten 

zugeht, aber völlig überfordern. Sie steht auch im Widerspruch zu Seite 42 im Akten-

stück Nr. 34 D, wo es heißt: 

"Dieser bewusst weit gefasste Rahmen … muss genutzt werden, damit er seinen Zweck 

erfüllen kann, eine kirchliche Arbeit zu ermöglichen, die die Herausforderungen des 

jeweiligen Sozialraums aufmerksam aufnimmt, angemessene Konzepte entwickelt, 

um ihnen zu begegnen, und die die erforderlichen Ressourcen einsetzt, um diese Kon-

zepte zu verwirklichen." 

Eine Minderheitenkirche wird sich darauf beschränken müssen, die Sozialräume, in  

denen sie noch durch Kerne vertreten ist, konkret wahrzunehmen und diese Wahrneh-

mung für ihre Arbeit fruchtbar zu machen. 

Im Übrigen verstößt die vorgeschlagene Veränderung in der Gewichtung nach Ansicht 

der Ausschüsse auch gegen Kriterien für die Bestimmung von Verteilungsfaktoren (vgl. 

dazu Abschnitt II), nämlich gegen die Akzeptanz und die Vertretbarkeit der Auswirkun-

gen für die Betroffenen. 

8. Verlängerung des Planungszeitraums auf sechs Jahre 

Die Ausschüsse sprechen sich dafür aus, den Planungszeitraum grundsätzlich auf 

sechs Jahre zu verlängern. Bei den Bestimmungen des FAG steht im Vordergrund der 

Gedanke der inhaltlichen Planung durch die Kirchenkreise. Deshalb spricht viel dafür, 

den Planungszeitraum auch an die Amtszeit der Kirchenkreis-Gremien anzupassen, die 

für diese Planung verantwortlich sind. 

Dabei muss allerdings darauf hingewiesen werden, dass bei einem Wegbrechen von 

Einnahmen das FAG selbst bereits Instrumente enthält, die für einen solchen Fall Vor-

sorge treffen. Nach § 7 Absatz 2 FAG kann das Allgemeine Planungsvolumen wäh-

rend eines Planungszeitraumes verändert werden. Nach § 7 Absatz 2 FAG kann 

das Allgemeine Zuweisungsvolumen das für das jeweilige Haushaltsjahr fest-

gelegte Allgemeine Planungsvolumen um bis zu 10 % unterschreiten. 
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Auch die Fortsetzung der bisher geübten Praxis, Tarifsteigerungen während eines 

Planungszeitraums durch Veränderungen im Allgemeinen Zuweisungsvolumen auszu-

gleichen, wird bei einer Verlängerung des Planungszeitraums nicht mehr automa-

tisch gewährt werden können, sondern von der konkreten Entwicklung der Eingaben 

abhängen. Für die Kirchenkreise bedeutet dies, dass es für sie notwendig sein wird, 

entsprechende Rücklagen aufzubauen, um auf ein mögliches Absenken des Allge-

meinen Zuweisungsvolumens vorbereitet zu sein. Es wird künftig auch keine  

Sonderausschüttungen mehr geben, da eventuelle Überschüsse in voller Höhe dem 

Ausgleich von Versorgungsrisiken zugeführt werden müssen. 

9. Form der Stellenrahmenpläne 

Die bisherige Form der Stellenrahmenpläne stammt aus einer Zeit des Pastorenüber-

schusses. Sie passt nicht zum Gedanken der Budgetierung für einzelne Regionen oder 

zur Notwendigkeit, im Rahmen multiprofessioneller Teams freie Stellen flexibel auch 

mit Angehörigen anderer Berufsgruppen besetzen zu können. 

Der Planungsausschuss schlägt deshalb vor, hier eine Abkehr von der Stellenorien-

tierung zu einer Aufgabenorientierung zu ermöglichen. 

V. 

Anträge 

Der Planungsausschuss und der Finanzausschuss stellen folgende Anträge: 

Die Landessynode wolle beschließen: 

1. Die Landessynode nimmt den gemeinsamen Bericht des Planungsausschusses 

und des Finanzausschusses betr. Ablauf und Ergebnis der Planungsprozesse  

in den Kirchenkreisen für den Planungszeitraum 2023 bis 2028 (Aktenstück  

Nr. 34 E) zur Kenntnis. 

2. Das Landeskirchenamt wird gebeten, der Landessynode einen Gesetzentwurf zur 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes vorzulegen, der die Vorschläge dieses 

Aktenstückes umsetzt. 

Dr. Hasselhorn Brümmer 

Vorsitzender Vorsitzende 


